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eines staatlichen Auftrags willkommen zu
sein. Wenn Verantwortungspartnerschaft
und die dauerhafte Übernahme öffent-
licher Aufgaben durch zivilgesellschaftli-
che Akteure das Ziel sein soll, wird darü-
ber nachzudenken sein, wie das Verhältnis
der Vertragspartner sinnvoll und fair ge-
staltet werden kann, damit die kulturpoli-
tischen Aufgaben bestmöglich erfüllt wer-
den.

Noch eine Menge Staat

Was bedeutet nun dieser »Paradigmen-
wechsel« für die Entwicklung der Kul-
turpolitik? Er bedeutet vor allem, dass of-
fenbar eine ordnungspolitische Neujustie-
rung des Verhältnisses von Staat, Markt
und Gesellschaft ansteht. Der Bericht ist
ein Plädoyer dafür,dass der Staat stärker in

seiner gewährleistenden Funktion in die
Pflicht genommen werden soll; als »akti-
vierende« Agentur wird ihm eine koordi-
nierende Funktion zugewiesen, als pla-
nende Instanz soll er der Kulturpolitik
konzeptionelle Substanz verleihen. Dage-
gen ist zwar nichts einzuwenden. Alles in
allem steckt aber in den Vorschlägen noch
eine Menge Staat, auch wenn die Verant-
wortung geteilt werden soll. Die Frage
wird sein, ob jenseits der sinnvollen Mo-
dernisierungsabsicht die Autonomiean-
sprüche von Kunst und Kultur sowie die
Selbstständigkeit der Freien Träger ge-
schützt oder gefährdet werden. Wenn es
einen Fortschritt geben soll, dann muss
diese Frage diskutiert werden. Der »akti-
vierende Staat« wird wohl kaum die Ini-
tiative dazu ergreifen. Deshalb sind die
zivilgesellschaftlichen Akteure aufgefor-
dert, in diesem Sinne aktiv zu werden.

Seit Jahren wird in Deutschland leiden-
schaftlich über den Islam und die Muslime
debattiert. Spätestens mit der Ermordung

des niederländischen Filmemachers Theo
van Gogh im November 2004 treibt die
Menschen auch hierzulande die Frage um:
Wie halten es »unsere« Muslime mit der
Gewalt, mit den Menschenrechten, mit der
Demokratie?

In Hunderten von Berichten, Kom-
mentaren und Reportagen wurde seitdem
das Feld »Islam-Islamismus-Demokratie«
neu vermessen. Die ausgestellten Befunde
sind wenig ermutigend. Allzu kurz sei der
Weg zwischen Religiosität und Terro-
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rismus, beklagen die einen. Andere wie-
derum bezweifeln, ob sich mit der musli-
mischen Minderheit auf Dauer ein ge-
meinsamer Staat machen ließe, denn zu
gering seien die Schnittmengen bei ge-
meinsamen, demokratischen Werten. Die
These, der Islam, und damit die Muslime,
seien nicht kompatibel mit der Moderne,
wurde in den Feuilletons variantenreich
dekliniert.

Endlich Daten

Es waren Diskussionen der Bezichtigung,
des Verdachts und der Spekulation. Denn
bis in die Gegenwart fehlt ihnen etwas
Entscheidendes – ein empirisches Funda-
ment. Merkwürdigerweise schlug sich das
öffentliche Interesse an den Themen »Is-
lam und Muslime« nur in Ausnahmefällen
in entsprechender sozialwissenschaftlicher
Forschung nieder.Zu kaum einer Frage,die
seit Jahren debattiert wurde, gibt es quanti-
tative Studien. Und dort, wo es sie gibt, hal-
ten sie bezüglich Erhebungsmethode und
Stichprobenqualität nur selten einer kriti-
schen Betrachtung stand. Bisweilen dräng-
te sich der Eindruck auf, dass man es so ge-
nau gar nicht wissen wolle.

2008 könnte sich in der Islamdebatte in
Deutschland vieles ändern. Denn die Stu-
die »Muslime in Deutschland. Integration,
Integrationsbarrieren, Religion und Ein-
stellungen zu Demokratie, Rechtsstaat und
politisch-religiös motivierter Gewalt« des
Hamburger Instituts für Kriminalwissen-
schaften liefert, was lange in der emotional
geführten Auseinandersetzung fehlte: Zah-
len, Daten, Fakten.

Rund 5.000 Muslime, einheimische
Nichtmuslime und Nichtmuslime mit Mig-
rationshintergrund wurden befragt – in
Gruppendiskussionen und Einzelinter-
views. Die zentralen Fragen der Untersu-
chungen lauteten unter anderem: Welchen
Stellenwert hat der Islam und die indivi-
duelle Religiosität für in Deutschland le-

bende Muslime? Wie stellt sich die Integ-
ration der in Deutschland lebenden Mus-
lime in die bundesdeutsche Gesellschaft
dar? Besteht eine Beziehung zwischen
Religiosität und politischen Einstellungen?
Wie groß ist das Potenzial demokratiedis-
tanter, für Radikalisierungsprozesse emp-
fänglicher Muslime? Wie bewerten Musli-
me Formen von politisch-religiös moti-
vierter Gewalt?

Die Studie ist ein Akt der Emanzipation
und ein wichtiger Schritt hin zur sozialwis-
senschaftlichen Gleichstellung der musli-
mischen Minderheit mit der Mehrheits-
gesellschaft. Zur Erinnerung: 1980 hatte
Bundeskanzler Helmut Schmidt die erste
Sinus-Studie zum Rechtsextremismus in
Auftrag gegeben. Seitdem lieferten Dut-
zende weiterer Untersuchungen Erkennt-
nisse, wie es um die Demokratiefähigkeit
und Fremdenfeindlichkeit, den Autoritaris-
mus und die Gewaltbereitschaft sowie den
Antisemitismus der Deutschen bestellt ist.
Diese Ergebnisse sind Grundlage für die
politische, pädagogische und repressive Be-
arbeitung des Problems.

Die Studie »Muslime in Deutschland«
könnte die Auseinandersetzung vom Kopf
auf die Füße stellen. Denn die Ergebnisse
stellen klar: Die mehr als drei Millionen
Muslime in Deutschland sind keine fünfte
Kolonne eines weltweit agierenden Dschi-
hadismus. Sie haben mehr Ähnlichkeiten
mit der Mehrheitsgesellschaft, als dieser
möglicherweise lieb sein mag.

Der größte Unterschied zwischen mus-
limischer Minderheit und Mehrheitsge-
sellschaft besteht in der Bedeutung der Re-
ligion. Bei rund vierzig Prozent der Musli-
me in Deutschland wurden eine starke
Ausrichtung an religiösen Regeln und Ri-
tualen, fundamentale Orientierungen und
die Tendenz, den Islam gegenüber anderen
Religionen aufzuwerten, festgestellt. Ein
Grund zur Aufregung? Ausdrücklich beto-
nen die Autoren der Studie, Katrin Brettfeld
und Peter Wetzels: »Dies ist aber bei Wei-
tem nicht gleichzusetzen mit dem Umfang
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des Potenzials demokratiedistanter, intole-
ranter oder gar islamismusaffiner Haltun-
gen unter Muslimen.«

Die Studie kommt zu dem Schluss,
dass etwa acht bis zwölf Prozent der mehr
als drei Millionen Muslime in Deutsch-
land eine »deutliche demokratiedistante
Einstellung« aufweisen. Und das Potenzial
der Muslime, die für eine »islamisch kon-
notierte Radikalisierung« erreichbar sind,
wird auf zehn bis zwölf Prozent geschätzt,

also auf bis zu 350.000 Personen. Und
knapp sechs Prozent der Muslime akzep-
tieren »massive Formen politisch-religiös
motivierter Gewalt«. Das ist beunruhi-
gend. Denn sechs Prozent von drei Millio-
nen sind immerhin rund 180.000 Men-
schen.

Schockieren können diese Zahlen al-
lerdings nur jene, die all die Studien zur
Demokratiefeindlichkeit und zur Gewalt-
bereitschaft der Mehrheitsgesellschaft bis-
lang nicht zur Kenntnis genommen haben.
Zwischen neun und dreizehn Prozent
der Deutschen, also mehr als sieben
Millionen, verfügen über ein geschlosse-
nes, rechtsextremes Weltbild. Sie lehnen
die Demokratie ab, befürworten Gewalt
zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele
und pflegen einen veritablen Antisemi-
tismus.

Tatsächlich kommt die Studie »Musli-
me in Deutschland« zu dem Ergebnis:
»Ein signifikant höheres Maß an Autorita-
rismus/Demokratiedistanz junger Musli-
me im Vergleich zu einheimischen Nicht-
muslimen ist nicht nachzuweisen. (...) es
handelt sich hier also nicht um ein für jun-
ge Muslime spezifisches Phänomen.«

Die Studie bietet auch einen Vergleich
der Formen religiöser Intoleranz bei mus-
limischen und nichtmuslimischen Jugend-
lichen in Deutschland. Der Aussage »Men-
schen jüdischen Glaubens sind überheb-
lich und geldgierig« stimmen wesentlich
mehr muslimische Jugendliche (15,7 Pro-
zent der Schüler, 9,4 Prozent der Studen-
ten) als nichtmuslimische Jugendliche (5,4
Prozent und 4,9 Prozent) zu. Gleichzeitig
ist die Christenfeindlichkeit bei muslimi-
schen Jugendlichen sehr schwach ausge-
prägt. Bei den nichtmuslimischen Grup-
pen ermittelt die Studie indes ein hohes
Maß an auf den Islam bezogenen Vor-
urteilen. 17,2 Prozent der Schüler und 15
Prozent der Studenten stimmen der Aus-
sage zu »Muslime sind intolerant und ge-
walttätig«. Das Fazit der Autoren: »Be-
trachtet man die verschiedenen Zielrich-
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tungen der Vorurteile als vergleichbare
Formen religiöser Intoleranz, dann zeigt
sich, dass Unterschiede des Ausmaßes re-
ligiöser Intoleranz zwischen jugendlichen
Muslimen und einheimischen Nichtmus-
limen nicht mehr nachweisbar sind.«

Intoleranz eindämmen –
bei Muslimen und Nichtmuslimen

Mit der Studie »Muslime in Deutschland«
sind sich Muslime und Nichtmuslime nä-
her gerückt – im Guten wie im Schlechten.
Die Ergebnisse zeigen, dass unter den Mus-
limen eine Minderheit existiert, deren Ein-
stellungen große Ähnlichkeiten mit dem
aufweisen, was unter deutschstämmigen
Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit
Begriffen wie Autoritarismus, Intoleranz
und Fremdenfeindlichkeit sowie Rechts-
extremismus umschrieben wird. Einziger
Unterschied: In dem einen Fall wird die
Ungleichheitsideologie religiös, im anderen
Fall wird sie säkular, häufig rassistisch oder
völkisch-nationalistisch begründet.

Einige Rezensenten der Studie zogen
aufgrund dieser Parallelen etwas vorschnell
das Resümee »Alles halb so schlimm!« und
signalisierten Entwarnung. Das jedoch wä-
re die falsche Schlussfolgerung.Aus der in-
tensiven Beschäftigung mit dem Rechts-
extremismus wissen wir, dass dieser unsere
Demokratie zwar derzeit nicht in seinen
Grundfesten erschüttern kann. Zu nach-
haltigen Störungen ist er aber durchaus in
der Lage.Von der Gefahr, die für potenziel-
le Opfergruppen von ihm ausgehen, ganz
zu schweigen.

Die Erkenntnisse der Studie »Muslime
in Deutschland« und die daraus resultie-
renden weiterführenden Fragestellungen
liefern das Ausgangsmaterial, um sich den
Einstellungen der Minderheiten mit der
gleichen Ernsthaftigkeit und Seriosität an-

zunähern, wie das bei der Mehrheitsgesell-
schaft zur Selbstverständlichkeit gehört.
Sie differenziert, benennt Grenzen der
Forschungsergebnisse, verweist auf weite-
ren Forschungsbedarf und verweigert sich
vorschneller Schlussfolgerungen.

Als Folge der Ergebnisse der Rechtsex-
tremismusforschung wurde in den zurück-
liegenden zwanzig Jahren ein komplexes
Maßnahmenbündel entwickelt, um demo-
kratiedistante Milieus zu integrieren. Kon-
zepte präventiver Jugend- und Sozialarbeit
stehen neben repressiven Maßnahmen zur
Eindämmung radikalisierter Milieus und
Akteure. Ergänzt wird dies durch Bundes-
und Landesprogramme zur Entwicklung
der Zivilgesellschaft und des Demokratie-
bewusstseins in demokratiefernen Milieus.
In Zukunft wird es darum gehen müssen,
diese Erfahrungen auf die entsprechenden
Milieus der Minderheiten zu transformie-
ren und sie stärker als bisher in die Maß-
nahmen mit einzubeziehen.Vom Gelingen
dieses Transformationsprozesses hängt für
den demokratischen Bestand Deutsch-
lands sehr viel ab.

Daher ist es auch zu begrüßen, dass die
Autoren der Studie auf kulturalistische
Deutungen der Ergebnisse und auf jeg-
lichen Alarmismus verzichten. Durch die
nüchterne Herangehensweise liefern sie
eine Vorlage, der sich auch die Vertreter
der muslimischen Minderheit nicht so
einfach entziehen können. Auch sie müs-
sen sich dem Befund stellen. Und der stellt
klar: Es gibt ein Problem mit radikalisier-
ten und demokratiedistanten Muslimen in
Deutschland. Dieses schwappt zwar nicht
einem Tsunami gleich über die Gesell-
schaft. Allerdings wäre es gleich dem
Rechtsextremismus fahrlässig, die Augen
vor dieser Herausforderung zu verschlie-
ßen. Dieses Milieu einzuhegen, besser
noch zu integrieren, ist gemeinsame Auf-
gabe aller Demokraten.
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